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Abteilung 1 Zivilsachen einschließlich Arreste, einstweilige Verfügungen, 
selbständige Beweisverfahren und AR-Sachen sowie Güte-
richtersachen 

 

I. Allgemeine Regelungen zur Geschäftsverteilung in Zivilsachen 
 

1. In der gemeinsamen Posteingangsstelle (Wachtmeisterei) werden die Anträge bzw. Kla-
geschriften entsprechend der Thüringer Geschäftsordnung mit dem Eingangsstempel 
versehen. In der Registratur der Zivilabteilung (Eingangsstelle) werden die Anträge, die 
sich auf neu eingehende Zivilsachen beziehen, nach Eingangsdatum sortiert und erfasst. 
Die Registratur der Eingänge eines ganzen Tages – mit Ausnahme der Eilverfahren ent-
sprechend Ziffer 2. – erfolgt am nächsten Werktag. Eingänge eines Tages gelten als 
gleichzeitig eingegangen.  

Die Verfahren werden nach Wohnungseigentumssachen und den übrigen Zivilsachen 
sortiert. 

Die Sortierung innerhalb der Wohnungseigentumssachen bzw. der übrigen Zivilsachen-
erfolgt in alphabetischer Reihenfolge nach dem Nachnamen des 1. Beklagten. Haben 
mehrere gleichzeitig neu eingehende Verfahren den gleichen Nachnamen des 1. Beklag-
ten, ist für die Sortierung dieser Verfahren die alphabetische Reihenfolge nach dem 
Nachnamen des 1. Klägers maßgebend. Ist auch dieser Nachname gleich, werden die 
betreffenden Verfahren nach der Höhe des Streitwertes - mit dem wertniedrigsten zuerst 
und sodann in aufsteigender Höhe - sortiert. Bei Firmennamen bzw. Bezeichnungen ju-
ristischer Personen ist stets der erste Buchstabe der Firma bzw. juristischen Person maß-
gebend. Bei der alphabetischen Einordnung bleiben Adelsprädikate und sonstige vor 
dem Nachnamen stehende selbständige Zusätze außer Betracht, es sei denn, sie sind 
Bestandteil von Firmennamen bzw. Bezeichnungen juristischer Personen. Ziffer und Zei-
chen, die in Firmenbezeichnungen enthalten sind, bleiben unberücksichtigt. 

Sodann sind die Neueingänge eines Tages in der Reihenfolge der Sortierung und zwar 
zunächst die Wohnungseigentumssachen und sodann die übrigen Zivilsachen zu regist-
rieren. 

2. Eilverfahren sind durch die Wachtmeisterei sofort der Eingangsstelle vorzulegen. Sie 
werden sofort und vorrangig vor den Verfahren nach Ziffer 1. erfasst und registriert. Findet 
zum Zeitpunkt des Eingangs einer Eilsache in der Eingangsstelle gerade die Registratur 
der Eingänge des Vortages statt, ist die Erfassung nach Abschluss des gerade erfassten 
Verfahrens zu unterbrechen und das Eilverfahren zu erfassen. Für gleichzeitig einge-
hende Eilverfahren gelten für die Sortierung die vorgenannten Ausführungen entspre-
chend. Als Eilverfahren gelten: Anträge auf Erlass eines Arrestes (§§ 916 ff. ZPO), einer 
einstweiligen Verfügung (§§ 935 ff. ZPO) und einer einstweiligen Anordnung (769 ZPO). 

3. Arreste und einstweilige Verfügungen einschließlich der Forderungspfändungen (§ 930 
ZPO) werden durch den mit der Hauptsache befassten Richter bearbeitet. Falls bei Ein-
gang einer Klage ein Arrest oder eine einstweilige Verfügung zwischen den gleichen Par-
teien bereits anhängig ist, obliegt dem Dezernat auch die Bearbeitung der Hauptsache. 
Es erfolgt jeweils eine Anrechnung auf den Turnus. Besteht das nach den vorstehenden 
Vorschriften zuständige Dezernat nicht mehr, wird das Verfahren wie ein Neueingang 
behandelt. 

4. Bei Klagen nach den §§ 767, 768 ZPO sowie im Falle der Wiederaufnahme eines Ver-
fahrens im Sinne von §§ 578 ff. ZPO ist das Dezernat zuständig, das für das vorange-
gangene Verfahren zuständig war, in dem der Vollstreckungstitel entstanden ist. Die Ver-
fahren sind jeweils – unter Anrechnung auf den Turnus - als Neueingänge zu erfassen. 
Besteht das nach den vorstehenden Vorschriften zuständige Dezernat nicht mehr, wird 
das Verfahren wie ein Neueingang behandelt. 
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5. Klagen und Anträge, die nach dem Verfahren über Prozesskostenhilfe eingereicht wer-
den, fallen in das Dezernat, das über den Prozesskostenhilfeantrag entschieden hat. 

6. Für abgeschlossene oder aus sonstigen Gründen weggelegte Verfahren bleibt nach er-
folgter Aufnahme und/oder für weitere Entscheidungen bzw. sonstige richterliche Anord-
nungen das bisherige Dezernat – maßgeblich ist insofern die Dezernatskennziffer – zu-
ständig. Für abgeschlossene oder aus sonstigen Gründen weggelegte Verfahren aus ei-
nem Dezernat, dass mit der entsprechenden Dezernatskennziffer nicht mehr besteht und 
in denen eine Verfahrenshandlung vorzunehmen ist, die in die richterliche Zuständigkeit 
fällt (z.B. durch Zurückverweisung, Wiedereinsetzung in den vorigen Stand, Nachverfah-
ren nach Vorbehaltsurteilen oder sonstige Verfahrenshandlungen - z.B. Erinnerung ge-
gen Kostenfestsetzung, Streitwertfestsetzung, PKH-Entscheidung -) wird das Verfahren 
wie folgt zugewiesen: 

 

Dezernat  Richter/in Endziffer der laufenden Nummer des  
Aktenzeichens 

2 C Richterin AG Marx 8,9,0 

4 C Richter Dr. Köhler 1, 2 

5 C  Richter AG Baumann 3, 4 

6 C  Richterin AG Ewald 5 

11 C Richterin Lindig 6 

12 C Richterin AG Napp-Keske 7 

 

7. Nach Zurückverweisung oder nach Ablehnung der Verfahrensübernahme durch ein an-
deres Gericht bzw. ein anderes Dezernat des Amtsgerichts Erfurt bleibt das bisherige 
Dezernat zuständig.  

8. In Fällen, in denen in einem Verfahren erhobene Ansprüche abgetrennt werden, sind 
diese bei dem Dezernat einzutragen, in dem das Ursprungsverfahren anhängig ist. Es 
erfolgt jeweils eine Anrechnung auf den Turnus. 

9. Wird nach § 147 ZPO die Verbindung mehrerer, bei verschiedenen Dezernaten anhän-
giger Prozesse angeordnet, so geht die weitere Bearbeitung der zu verbindenden Sachen 
auf das Dezernat über, dass das ältere Verfahren zu bearbeiten hat. Die Verbindung kann 
nur das Dezernat anordnen, dass das ältere Verfahren bearbeitet. 

10. Eine Anrechnung auf den Turnus erfolgt nur in den Fällen, in denen eine solche Anrech-
nung in diesem Geschäftsverteilungsplan bestimmt wird.  

11. Im vorangegangenen Geschäftsjahr begonnene Turnusse werden in diesem Geschäfts-
jahr fortgeführt. Werden im Laufe des Geschäftsjahres Veränderungen des Turnus (z.B. 
Verlängerung, Verkürzung) vorgenommen, so gilt eine beschlossene Änderung zu einem 
bestimmten Zeitpunkt grundsätzlich erst mit dem vollständigen Abschluss des vorange-
gangenen Turnus. Das gilt nicht, wenn das Präsidium eine andere Anordnung im Ände-
rungsbeschluss trifft.  
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II. Allgemeine Zivilsachen - Dezernate 

Die eingehenden Zivilsachen – ohne Wohnungseigentumssachen – werden in einem regel-
mäßigen Turnus entsprechend der nachfolgenden Turnuszahl (Anzahl der zuzuteilenden 
Verfahren pro Turnus) in der numerischen Reihenfolge der Dezernate nach der folgenden 
Tabelle zugeteilt.  
 
 

Dez. Richter/in Turnuszahl 1. Vertreter/in 2. Vertreter/in 

2 C Richterin AG Marx 19 Richterin Lindig  Richter AG Baumann 

4 C Richter Dr. Köhler 18 Richter AG Baumann  Richterin AG Ewald 

5 C Richter AG Baumann 18 Richter Dr. Köhler Richterin AG  
Napp-Keske  

6 C Richterin AG Ewald 0 Bei Verfahren mit den 
Endziffern 0,1,2: 

Richterin AG Marx 

Bei Verfahren mit den 
Endziffern 3,4,5: 

Richter Dr. Köhler 

Bei Verfahren mit den 
Endziffern 6,7,8: 

Richter AG Baumann 

Bei Verfahren mit der 
Endziffern 9: 

Richterin Lindig  

Bei Verfahren mit den 
Endziffern 0,1,2: 

Richterin Lindig 

Bei Verfahren mit den 
Endziffern 3,4,5: 

Richter AG Baumann 

Bei Verfahren mit den 
Endziffern 6,7,8: 

Richter Dr. Köhler 

Bei Verfahren mit der 
Endziffern 9: 

Richterin AG Marx 

11 C Richterin Lindig 10 Richterin AG Marx Richter Dr. Köhler 

12 C Richterin AG  
Napp-Keske 

14 Richterin AG Ewald Richterin AG Marx 

 
 

 
III. Wohnungseigentumssachen 

Die eingehenden Wohnungseigentumssachen werden in einem regelmäßigen Turnus ent-
sprechend der nachfolgenden Turnuszahl (Anzahl der zuzuteilenden Verfahren pro Turnus) 
in der numerischen Reihenfolge der Dezernate nach der folgenden Tabelle zugeteilt. Ein 
Turnus besteht aus 2 Eingängen. Die Zuständigkeit für Wohnungseigentumssachen wird 
unter Einschluss der Vertretungsregelung wie folgt geregelt: 

Dez. Richter/in Turnuszahl 1. Vertreter/in 2. Vertreter/in 

4 C Richter Dr. Köhler 1 Richter AG Baumann Richterin AG Ewald 

5 C Richter AG Baumann 1 Richter Dr. Köhler Richterin AG Napp-Keske 

 
 
Ist in einem Verfahren des ehemaligen Dezernates 10 C oder in einer vor dem 01.07.2007 
anhängig gewordenen Wohnungseigentumssache (ehemals Abteilung 11) eine richterliche 
Handlung vorzunehmen, ist das Dezernat 5 C zuständig.  
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IV. Selbständige Beweisverfahren außerhalb eines anhängigen Rechtsstreits 

und AR-Sachen 
 
Die selbständigen Beweisverfahren und die AR-Sachen werden jeweils in einem gesonderten 
Turnus fortlaufend in der Reihenfolge der betreffenden Dezernate nach II. verteilt, beginnend 
mit dem Dezernat 2 C. Jedem Dezernat wird pro Turnus jeweils ein Verfahren zugewiesen.  

 

V. Güterichtersachen 

Die Güterichtersachen in Zivil- und Familiensachen werden in einem gesonderten Register 
erfasst. Jeder Neueingang ist mit dem Tagesdatum zu versehen. Maßgeblich ist insofern das 
Verfügungsdatum zur Vorlage eines Verfahrens an den Güterichter. Danach erfolgt eine Num-
merierung in alphabetischer Reihenfolge nach dem Namen des 1. Beklagten. Sofern durch 
die Abgabe des Spruchrichters eine eigene Zuständigkeit als Güterichter begründet wird, wird 
das Verfahren durch das folgende Dezernat übernommen. Die Zuständigkeit erstreckt sich 
auf die Durchführung der Güterichterverhandlung unter Einschluss der Protokollierung eines 
gerichtlichen Vergleichs bzw. der Feststellung, dass die Güteverhandlung gescheitert ist. 

Die Eingangsstelle führt je eine Tabelle, die den nachfolgend gebildeten Turnus in Güte-
richtersachen in Zivilsachen abbildet. Ein im alten Geschäftsjahr begonnener Turnus wird im 
neuen Geschäftsjahr fortgeführt. In Familiensachen wird kein Turnus gebildet. Die Zuständig-
keit wird wie folgt geregelt: 

 

Dez. Richter/in Turnuszahl Zivil- bzw. Fami-
liensachen 

Vertreter/in 

1 AR G Richterin AG Napp-
Keske 

1 Zivilsachen Richterin AG Marx 

2 AR G Richterin AG Marx 1 Zivilsachen Richterin AG Napp-Keske 

3 AR G Richter AG a.d.st.V.e.D. 
von Schmettau 

ohne Turnus Familiensachen Richterin AG Napp-Keske 

 
Jeder Eingang in Güterichtersachen wird auf den Turnus in Zivilsachen in den Dezernaten 
„2 C“ und „12 C“ mit 2 Verfahren und in Familiensachen im Dezernat „36 F“ mit 1 Verfahren 
angerechnet. 

Abteilung 2 Familiensachen (§ 111 FamFG) 

I. Allgemeine Regelungen zur Geschäftsverteilung in Familiensachen 
 

1. Registratur von neu eingehenden Verfahren (Neueingänge) 

Neu eingehende Verfahren (Anträge, Amtsverfahren) („Neueingänge“) sind wie folgt in 
der Registratur zu behandeln:  

a) Über die Reihenfolge der Registrierung entscheidet – im jeweiligen Register – der 
Zeitpunkt des Eingangs bei Gericht. Insofern ist bei elektronischen Eingängen der 
Zeitpunkt der Speicherung auf der für den Empfang bestimmten Einrichtung des 
Gerichts maßgeblich.  
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b) Anträge auf Erlass einstweiliger Verfügungen, einstweiligen Anordnung und Ar-
restanträge (Eilverfahren) sind bevorzugt zu behandeln (bevorzugter Neueingang). 
Sie sind sofort der Registratur vorzulegen. Für ihre Registrierung ist der Zeitpunkt 
des Eingangs in der Registratur maßgeblich. Die Registratur des bevorzugten Neu-
eingangs erfolgt unverzüglich mit dem nächst zu vergebenden Aktenzeichen. Das 
gilt unabhängig davon, ob noch ältere nicht bevorzugt zu behandelnde Neuein-
gänge registriert werden müssen.  
 

c) Neu eingehende Verfahren in Papierform (auch per Fax) gelten nach dem letzten 
elektronischen Eingang des jeweiligen Kalendertages als gleichzeitig eingegangen. 
Gleichzeitig neu eingehende Verfahren eines Tages in Papierform – mit Ausnahme 
der Eilverfahren entsprechend Ziffer 2. – werden am nächsten Werktag nach dem 
letzten elektronischen Neueingang des Vortages registriert. 
 

d) Als Neueingang gilt auch eine richterliche Verfügung, in der von Amts wegen durch 
einen Familienrichter ein familiengerichtliches Verfahren eingeleitet wird. Tag des 
Eingangs ist in diesem Fall die Übergabe der Verfügung an die Geschäftsstelle. Für 
die Behandlung der richterlichen Verfügung gelten die vorgenannten Regeln ent-
sprechend. 
 

e) Sind neue Verfahren – elektronisch oder in Papierform – gleichzeitig eingegangen, 
gilt folgende Reihenfolge bei der Registrierung: 

(1) Maßgebend ist der Familienname des ersten Antragsgegners, der in der An-
tragsschrift im Zeitpunkt des Eingangs bei der Registratur aufgeführt wird, bei 
Gebietskörperschaften auf der Antragsgegnerseite der Anfangsbuchstabe der 
Behördenbezeichnung (zum Beispiel „Jugendamt der Stadt Erfurt“) 

(2) Bei Kindschaftsverfahren (§ 151 FamFG), Abstammungssachen (§ 169 FamFG) 
und in Adoptionssachen (§ 186 FamFG) ist der Nachname des Kindes, bei meh-
reren Kindern das in der Antragschrift an erster Stelle genannte Kind, maßge-
bend. Hat ein Kind noch keinen Nachnamen, ist das Kind alphabetisch unter 
dem Namen „Unbekannt“ zu sortieren. 

(3) Gehen gleichzeitig eine Ehesache bzw. eine oder mehrere andere Familiensa-
chen ein, die denselben Personenkreis nach Lit. f) betreffen, ist folgende Rei-
henfolge maßgebend:  

 die Ehesache, 

 das Trennungsunterhaltsverfahren,  

 das Verfahren die elterliche Sorge betreffend,  

 das Verfahren den Umgang betreffend,  

 das Kindesunterhaltsverfahren,  

 das Abstammungsverfahren.  

f) Sonderzuständigkeit: In der Registratur ist für jeden Neueingang durch Abgleich 
mit dem elektronisch gespeicherten Datenbestand (Namensverzeichnis) zu über-
prüfen, ob beim Amtsgericht Erfurt bereits ein Verfahren, das denselben Personen-
kreis betrifft, anhängig und nicht rechtskräftig abgeschlossen ist oder seit dem 
01.01.2020 anhängig ist oder war. Derselbe Personenkreis liegt vor, wenn mindes-
tens zwei beteiligte natürliche Personen eines Verfahrens identisch sind. In Kind-
schafts- und Abstammungssachen genügt auch die Identität des betroffenen Kin-
des bzw. eines betroffenen Kindes, wenn mehrere Kinder betroffen sind.  

Ist oder war nach Satz 1 danach bereits eine Familiensache aus demselben Perso-
nenkreis anhängig, so werden sämtliche folgende Verfahren, die diesen Personen-
kreis betreffen, dem Dezernat unter Anrechnung auf den Turnus zugeteilt, in der 
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das eingangs genannte Verfahren anhängig ist oder war. Weist das Namensver-
zeichnis mehrere Verfahren in unterschiedlicher Zuständigkeit aus, so ist das De-
zernat zuständig, in der die Ehesache, ist keine Ehesache anhängig, bei der das 
jüngste Verfahren anhängig ist oder war.  
 
Eine Sonderzuständigkeit in Kindschaftssachen wird auch dadurch begründet, dass 
Kinder einen Elternteil gemeinsam haben (Halbgeschwister). In diesem Fall wird 
jedes weitere betroffene Kind dem Dezernat zugewiesen, das als erstes in das Re-
gister eingetragen wurde.  

g) Eine Anrechnung auf den Turnus im Rahmen der Sonderzuständigkeit findet dann 
nicht statt, wenn in einer Kindschaftssache nach Einleitung eines Hauptsachever-
fahrens auf Antrag oder von Amts wegen eine einstweilige Anordnung ergeht oder 
nach Einleitung eines Verfahrens der einstweiligen Anordnung ein Hauptsachever-
fahren mit dem gleichen Verfahrensgegenstand eingeleitet wird.  

h) Wird seitens des Jugendamtes die Einleitung eines Verfahren zum Schutz eines 
Kindes nach §§ 1666, 1666 a BGB angeregt, ist dieses entsprechend der vorge-
nannten Regeln in das F-Register einzutragen. Wird ein solches Verfahren von drit-
ter Seite (Nachbarn, Schule, Kindergarten usw.) angeregt, ist dieses Verfahren zu-
nächst als AR-Sache neu einzutragen. Liegt eine Sonderzuständigkeit nach Absatz 
1 und 2 vor, ist diese – in Abweichung von Ziffer II. 3. – zuständigkeitsbegründend. 
Nimmt der Richter die Anregung zum Anlass, ein Verfahren nach §§ 1666, 1666 a 
BGB einzuleiten, ist dieses Verfahren in das F-Register und zwar in das Dezernat – 
unter Anrechnung auf den Turnus - einzutragen, das für das Verfahren in der AR-
Sache zuständig war. Das gleiche gilt für Verfahren, die nach § 4 FamFG von ei-
nem anderen Gericht übernommen werden. Wird seitens eines Elternteils ein Ab-
änderungsverfahren in Bezug auf den Umgang nach § 1696 Abs. 1 BGB angeregt, 
ist dieses Verfahren zunächst als AR-Sache neu einzutragen. Liegt eine Sonderzu-
ständigkeit nach Absatz 1 und 2 vor, ist diese – in Abweichung von Ziffer II. 3. – zu-
ständigkeitsbegründend. Nimmt der Richter die Anregung zum Anlass, ein Abände-
rungsverfahren nach § 1696 Abs. 1 BGB einzuleiten, ist dieses Verfahren in das F-
Register und zwar in das Dezernat – unter Anrechnung auf den Turnus - einzutra-
gen, das für das Verfahren in der AR-Sache zuständig war. 

i) Alle übrigen neu eingehenden Familiensachen (F-, FH–Sachen, AR-Sachen), wer-
den durch die Registratur entsprechend des Turnus auf die einzelnen Dezernate 
verteilt. Die einzelnen Verfahren werden einem Dezernat nacheinander in der Zahl 
zugewiesen, die der Turnuszahl entspricht. Verfahren, die entsprechend der Son-
derzuständigkeit in Anrechnung auf den Turnus zugewiesen werden, werden ent-
weder im laufenden Turnus eingetragen oder im nächsten Turnus voreingetragen.  

j) Ruhende, abgetrennte oder weggelegte Verfahren bleiben nach Abtrennung oder 
Fortsetzung des Verfahrens ohne Anrechnung auf den Turnus in dem Dezernat, in 
dem sie anhängig waren. 

k) Erledigte Verfahren, in denen das Gericht wieder tätig wird (z.B. durch Wiederauf-
nahme, Zurückverweisung, Wiedereinsetzung in den vorigen Stand) sowie Nach-
verfahren nach Vorbehaltsurteilen fallen ohne Anrechnung auf den Turnus in die 
Zuständigkeit des Dezernates, in der das Verfahren erledigt wurde. Abgegebene 
oder verwiesene Sachen, die wieder vom Familiengericht zu bearbeiten sind, fallen 
ohne Anrechnung auf den Turnus wieder in die Zuständigkeit des Dezernates, dem 
sie erstmals zugeteilt waren. Besteht ein Dezernat mit einer entsprechenden De-
zernatskennziffer nicht mehr, so richtet sich die Zuständigkeit nach Ziffer II. 3. 



 

 

8 

l) Wurde ein Verfahren versehentlich dem falschen Dezernat zugewiesen, ist es an 
das zuständige Dezernat unter Anrechnung auf den Turnus abzugeben (ohne Ma-
lus). Eine Abgabe erfolgt nicht mehr, wenn bereits eine Anhörung bzw. Verhand-
lung stattgefunden hat oder eine Entscheidung im Einstweiligen Rechtsschutz oder 
eine ähnliche Maßnahme getroffen oder es ist ein Auskunftsersuchen im Versor-
gungsausgleich verfügt worden.  

m) Wird die Geschäftsverteilung nachträglich geändert, so erfasst die Neuregelung nur 
neu eingehende Verfahren; anhängige Verfahren werden durch die Neuregelung 
nicht berührt, es sei denn, das Präsidium bestimmt ausdrücklich eine Änderung der 
Zuständigkeit für die anhängigen Verfahren. Soweit bereits Voreintragungen nach 
Lit. i) vorhanden sind, sind diese zu berücksichtigen. 
 

n) Die Registratur führt eine Tabelle der Eingänge in Papierform, die die nachfolgend 
gebildeten Turnusse in Familiensachen abbildet. Aus der Tabelle ergeben sich die 
Dezernatskennzahl des Richters, das Verfahren mit Aktenzeichen und das Ein-
gangsdatum. 

o) Werden im Laufe des Geschäftsjahres Veränderungen des Turnus (z.B. Verlänge-
rung, Verkürzung) vorgenommen, so gilt eine beschlossene Änderung zu einem be-
stimmten Zeitpunkt grundsätzlich erst mit dem vollständigen Abschluss des voran-
gegangenen Turnus. Das gilt nicht, wenn das Präsidium eine andere Anordnung im 
Änderungsbeschluss trifft. 

p) Den Familiendezernaten werden Familiensachen (§ 111 FamFG), mit Ausnahme der 
Adoptionssachen, in einem regelmäßigen Turnus entsprechend der nachfolgenden 
Turnuszahl (Anzahl der zuzuteilenden Verfahren pro Turnus) in der numerischen 
Reihenfolge der Abteilungen nach der folgenden Tabelle zugeteilt.  

q) Der Turnus, der im vorangegangenen Geschäftsjahr begonnen wurde, wird in die-
sem Geschäftsjahr fortgeführt. Angerechnete Verfahren bleiben auf den Turnus an-
gerechnet. Ein Turnus beginnt mit dem Dezernat 37 F. Es gilt folgende Reihen-
folge: 37 F, 38 F, 31 F, 32 F, 33 F, 34 F, 36 F. 
 
 

2. Zuteilungsverfahren und Turnus 

 
Die Registratur führt eine Tabelle der Eingänge in Papierform, die die nachfolgend gebildeten 
Turnusse in Familiensachen abbildet. Aus der Tabelle ergeben sich die Dezernatskennzahl 
des Richters, das Verfahren mit Aktenzeichen und das Eingangsdatum. 

Werden im Laufe des Geschäftsjahres Veränderungen des Turnus (z.B. Verlängerung, Ver-
kürzung) vorgenommen, so gilt eine beschlossene Änderung zu einem bestimmten Zeitpunkt 
grundsätzlich erst mit dem vollständigen Abschluss des vorangegangenen Turnus. Das gilt 
nicht, wenn das Präsidium eine andere Anordnung im Änderungsbeschluss trifft. 

Den Familiendezernaten werden Familiensachen (§ 111 FamFG), mit Ausnahme der Adopti-
onssachen, in einem regelmäßigen Turnus entsprechend der nachfolgenden Turnuszahl (An-
zahl der zuzuteilenden Verfahren pro Turnus) in der numerischen Reihenfolge der Abteilun-
gen nach der folgenden Tabelle zugeteilt.  

Der Turnus, der im vorangegangenen Geschäftsjahr begonnen wurde, wird in diesem Ge-
schäftsjahr fortgeführt. Angerechneter Verfahren in seiner Zuständigkeit bleiben auf den Tur-
nus angerechnet. Ein Turnus beginnt mit dem Dezernat 37 F. Es gilt folgende Reihenfolge: 
37F, 38F, 31F, 32F, 33F, 34F, 36F. 
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Dez. Richter/in 

Turnuszahl 
Familien- 
sachen 

37 F Richterin AG Tarantik 9 

38 F Richterin AG von Hirschheydt 16 

31 F Richterin AG von Hagen 12 

32 F Richterin AG Luckas-Steinmaier  10 

33 F Richter AG Daubitz 12 

34 F Richter AG Heiß 10 

36 F Richter AG a.d.st.V.e.D. von Schmettau 12 

 
Das Dezernat 37 F nimmt ab dem ersten, im Mai 2024 beginnenden Turnus mit 12 Verfah-
ren am Turnus teil. 
 

 

II. Allgemeine Familiensachen – Dezernate 

1. Zuständigkeit in Familiensachen mit Ausnahme von Adoptionssachen 

Familiensachen (mit Ausnahme Adoptionssachen) gemäß Turnus (siehe I.2.) und Rechtshil-
fesachen in Familiensachen: 
 

Dez. Richter/in 1. Vertreter/in 2. Vertreter/in 

31 F Richterin AG von Hagen Richter AG a.d.st.V.e.D. von 
Schmettau 

Richter AG Daubitz  

32 F Richterin AG  
Luckas-Steinmaier 

Richter AG Daubitz  Richter AG a.d.st.V.e.D.  
von Schmettau  

33 F Richter AG Daubitz Richterin AG Luckas-Stein-
maier 

Richterin AG von Hagen  

34 F Richter AG Heiß Richterin AG von Hirschheydt Richterin AG Tarantik 

36 F  Richter AG a.d.st.V.e.D.  
von Schmettau 

Richterin AG Tarantik Richter AG Heiß 

37 F  Richterin AG Tarantik Richterin AG von Hagen  Richterin AG von Hirschheydt 

38 F Richterin AG  
von Hirschheydt 

Richter AG Heiß Richterin AG  
Luckas-Steinmaier 
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2. Zuständigkeit in Adoptionssachen 

Alle Adoptionssachen gemäß § 186 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und 
in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit sowie AR-Sachen, die Adoptionssa-
chen betreffen. Die eingehenden Adoptionssachen werden auf den Turnus nach Ziffer I. 3. 
angerechnet. Zuständig ist: 

Dez. Richter/in 1.Vertreter/in 2.Vertreter/in 

38 F Richterin AG  
von Hirschheydt 

Richterin AG von Hagen 

 

Richterin AG  
Luckas-Steinmaier 

 

3. Zuständigkeit für Familiensachen, die nach § 3 Nr. 2 a) RPflG in die Zuständigkeit des 
Rechtspflegers fallen und nicht dem Richter nach § 14 RPflG vorbehalten sind, ferner für 
bereits erledigte Verfahren, in denen das Dezernat nicht mehr besteht, AR-Sachen, FH-
Sachen sowie wiederaufzunehmende Verfahren nach § 2 Abs. 1 Satz 2 VAÜG. 
 
Für Verfahren, die nach § 3 Nr. 2 a) RPflG in die Zuständigkeit des Rechtspflegers fallen 
und nicht dem Richter nach § 14 RPflG vorbehalten sind, ferner erledigte Verfahren, in 
denen das Gericht wieder tätig wird (z.B. durch Wiederaufnahme, Zurückverweisung, Wie-
dereinsetzung in den vorigen Stand) sowie Nachverfahren nach Vorbehaltsurteilen bzw. -
beschlüssen bzw. Verfahren, in denen eine Entscheidung zu treffen ist, die in die richterli-
che Zuständigkeit fallen und in denen das Dezernat mit der entsprechenden Dezernats-
kennziffer nicht mehr besteht, ferner für AR-Sachen und FH-Verfahren sowie für Verfahren 
zur Durchführung des Versorgungsausgleichs, die vor dem 01.09.2009 nach § 2 Abs. 1 
Satz 2 VAÜG ausgesetzt und wieder aufzunehmen sind, gilt folgende Zuständigkeit.  

 

Richter/in Dezernat Endziffer der laufenden 
Nummer des Aktenzeichens 

RinAG von Hagen 31 F 5, 9 

RinAG Luckas-Steinmaier 32 F 1, 2 

RAG Daubitz 33 F 3 

RAG Heiß 34 F 6 

RAG von Schmettau 36 F 7, 8 

RinAG Tarantik 37 F 0 

RinAG von Hirschheydt 38 F 4 

Abteilung 3 Strafsachen gegen Erwachsene, Privatklagesachen, Ermittlungs-
sachen 
 

I.  Allgemeine Regelungen zur Geschäftsverteilung  
 
 

1. In den Ermittlungsrichterangelegenheiten und den beschleunigten Verfahren gegen Er-
wachsene (Abteilung 3., I., h und i), Abschiebehaftsachen (Abt. 10, Dezernat II) und AR-Sa-
chen außerhalb eines anhängigen Verfahren, soweit sich aus II. keine abweichende Regelung 
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ergibt, werden die Geschäfte nach geraden und ungeraden Kalenderwochen verteilt, wobei 
Folgendes zu beachten ist: 

In Ermittlungsrichterangelegenheiten, welche die Vernehmung von Opferzeuginnen und 
männlichen kindlichen Opferzeugen zum Gegenstand haben, ist stets das Dezernat III zu-
ständig. 

In Ermittlungsrichter- und Abschiebehaftsachen (Abt. 3 und Abt. 10, Dez II) bleibt der Richter, 
der bereits ein Verfahren bearbeitet hat, auch für weitere Anträge in diesem Verfahren zu-
ständig. Die Zuständigkeit richtet sich nach dem Eingangsstempel bzw. dem Faxaufdruck. 
Entscheidend ist der Tag des Eingangs des Antrages (Eingangsstempel bzw. bei Fax die 
Empfangszeit). Geht ein Antrag nach 16:00 Uhr (Montag bis Donnerstag) bzw. 14.00 Uhr 
(Freitag sowie an Tagen vor Feiertagen bzw. dienstfreien Tagen) ein, ist der Richter des Ge-
meinsamen Bereitschaftsdienstes als Vertreter zuständig. 

 

2. Im Übrigen werden die Geschäfte nach Turnus verteilt. Die Zuständigkeit richtet sich nach 
folgenden Turnuskreisen: 

 

Turnuskreis 1 = Strafsachen des Schöffengerichts (Abteilung 3, II. a.)  

Turnuskreis 2 = Strafsachen des erweiterten Schöffengerichts (Abteilung 3, II., b.) 

Turnuskreis 3 = Wirtschaftsstrafsachen des Schöffengerichts (Abteilung 3, II. c.)  

Turnuskreis 4 = Strafsachen des Strafrichters Ds (Abteilung 3, II. d) 

Turnuskreis 5 = Strafsachen des Strafrichters Cs (Abteilung 3, II. e) 

Turnuskreis 6 = Wirtschaftsstrafsachen (Abteilung 3, II. f)  

Turnuskreis 7 = Privatklagesachen (Abteilung 3, II. g) 

 

2.1. In der gemeinsamen Posteingangsstelle (Wachtmeisterei) werden die Anträge bzw. An-
klageschriften entsprechend der Thüringer Geschäftsordnung mit dem Eingangsstempel ver-
sehen. In der Registratur der Strafabteilung (Eingangsstelle) werden die Anträge, die sich auf 
neu eingehende Strafsachen beziehen, zunächst nach ihrem Turnuskreis und innerhalb die-
ses nach Eingangsdatum sortiert. Die Registratur der Eingänge eines ganzen Tages erfolgt 
an dem auf das Eingangsdatum folgenden Werktag. Eingänge eines Tages gelten als gleich-
zeitig eingegangen. Die Sortierung erfolgt in alphabetischer Reihenfolge nach dem Nachna-
men des Beschuldigten; bei mehreren Beschuldigten ist der Name des Ältesten, bei gleichem 
Alter der Name des im Alphabet Voranstehenden maßgebend. Ist bei mehreren gleichzeitig 
neu eingehenden Verfahren der gleiche Nachname maßgeblich, ist für die Sortierung dieser 
Verfahren die alphabetische Sortierung nach dem zweitältesten Beschuldigten maßgeblich. 
Namenszusätze und frühere Adelsbezeichnungen bleiben außer Betracht. Dies gilt auch für 
den Betroffenen im Verfahren nach dem Ordnungswidrigkeitengesetz. Wenn ein Beschuldig-
ter nicht angegeben ist, ist der Name des Geschädigten oder Verletzten, wenn weder ein 
Beschuldigter angegeben noch ein Geschädigter oder Verletzter bekannt ist, die Bezeichnung 
"unbekannt" maßgebend. In selbständigen Einziehungsverfahren ist auf den Nachnamen des 
Einziehungsbetroffenen abzustellen, bei mehreren Einziehungsbetroffenen auf den Nachna-
men des ältesten Betroffenen. Handelt es sich bei den Einziehungsbetroffenen um juristische 
Personen, ist der erste Buchstabe des Namens maßgeblich. 

 

2.2. Verfahren werden im Turnus entsprechend der festgelegten Turnuszahl (Anzahl der zu-
zuteilenden Verfahren pro Turnus) verteilt. Der Turnus beginnt mit dem Dezernat mit der nied-
rigsten Dezernatskennzahl. 
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Ein begonnener Turnus ist am folgenden Tag fortzuführen. Werden im Laufe des Ge-
schäftsjahres Veränderungen am jeweiligen Turnus vorgenommen, so gilt eine beschlossene 
Änderung zu einem bestimmten Zeitpunkt grundsätzlich erst mit dem vollständigen Abschluss 
des vorangegangenen Turnus. Dies gilt nicht, wenn das Präsidium eine andere Anordnung 
im Änderungsbeschluss trifft. 

 

2.3. Bestimmungen über Teilnahme und Anrechnungen auf den Turnus:  

a) Bei Abtrennung eines Verfahrens bleibt der bisherige Richter – ohne Anrechnung auf den 
Turnus (Bonus) - zuständig, es sei denn, dass das Gesetz eine andere ausschließliche Re-
gelung vorsieht. In diesem Fall erfolgt die Abgabe unter Anrechnung auf den Turnus.  
 

b) Wird die Entscheidung in einer Straf- oder Ordnungswidrigkeitssache aufgehoben und an 
eine andere Abteilung zurückverwiesen, wird der Erstvertreter als „andere Abteilung“ unter 
Anrechnung auf den Turnus zuständig. Bei Wechsel der Vertretung geht die Zuständigkeit 
auf den neuen Erstvertreter über und zwar auch, wenn der planmäßige Richter gewechselt 
hat. Handelt es sich dabei um ein Verfahren des Turnuskreises 6, wird es bei fehlender Teil-
nahme des Empfängerdezernats an diesem Turnuskreis auf den Turnuskreis 4 mit 2 Verfah-
ren und auf den Turnuskreis 1 mit 1 Verfahren angerechnet. 

c) Verfahren, die nach dem zählkartenmäßigen Abschluss zu weiterer Bearbeitung Anlass 
geben (z.B.: Fortsetzung nach §§ 153a oder 205 StPO), verbleiben ohne Anrechnung auf den 
Turnus in der Zuständigkeit des ursprünglichen Richters bzw. seines geschäftsplanmäßigen 
Nachfolgers. Dasselbe gilt, wenn im Rahmen der Vollstreckung aus einem abgeschlossenen 
Verfahren das Gericht des ersten Rechtszuges zur Entscheidung berufen ist (z.B. Bewäh-
rungsaufsicht, Gesamtstrafenbildung, Zustimmung zu § 35 BtMG, § 457 StPO etc.) 

d) Wird ein Dezernat geschlossen, werden die laufenden Verfahren, die nach § 153a StPO 
vorläufig eingestellten Verfahren und die Verfahren, die zum Zeitpunkt der Schließung des 
Dezernats Anlass zur weiteren Bearbeitung geben (vorliegende Anträge auf Verfahrensfort-
setzung oder Gesamtstrafenbildung, Zustimmung zu § 35 BtMG, § 457 StPO etc.) entspre-
chend dem aktuellen Turnusstand neu verteilt. Die hier abzugebenden Verfahren sind als 
eigenständiger Eingang zu behandeln und im Anschluss an die Neueingänge eines Tages zu 
verteilen. Maßgeblich ist für die Sortierung das bisherige laufende Aktenzeichen. BRs-Ver-
fahren sind in dem Turnuskreis des zugrundeliegenden Hauptsacheverfahrens in der Reihen-
folge ihrer Aktenzeichen auf die Richterdezernate beginnend mit der niedrigsten Richterde-
zernatskennzahl in aufsteigender Reichenfolge einzeln (je 1 Verfahren) zu verteilen. Werden 
bei der Zuteilung der BRs-Verfahren nicht alle Richterdezernate gleichermaßen bedient, ist 
bei der nächsten anstehenden Verteilung von BRs-Verfahren aufgrund Dezernatsauflösung 
die begonnene Verteilung fortzuführen. Die Wiederaufnahme vorläufig eingestellter Verfahren 
steht einem Neueingang gleich. 

e) Ist gegen einen Angeschuldigten/Angeklagten/Betroffenen bereits ein Verfahren in den 
Turnuskreisen 1 bis 7 anhängig geworden und noch nicht beendet (im folgenden Erstverfah-
ren genannt), so ist der Richter des Erstverfahrens oder sein geschäftsplanmäßiger Nachfol-
ger unter Anrechnung auf den Turnus zuständig für weitere gegen dieselbe Person neu ein-
gehende Verfahren aus demselben Turnuskreis. Die Turnuskreise 4 und 5 sind dabei als ein 
Turnuskreis zu behandeln. Beendet ist ein Verfahren dann, wenn die Zählkarte ausgetragen 
wurde. Ist ein Verfahren im Turnus ohne Beachtung der hiesigen Sonderregelung einem Rich-
ter zugewiesen worden, bleibt dieser gleichwohl für ein solches Verfahren zuständig, sobald 
er das Verfahren eröffnet und / oder terminiert hat oder eine Verfahrenshandlung vorgenom-
men hat, die bei den besonderen Verfahrensarten der Eröffnung entspricht. Wird das Verfah-
ren aufgrund dieser Sonderregelung abgegeben, hat die Abgabe unter Anrechnung auf den 
Turnus zu erfolgen (Malus).  
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f) Richtet sich das Strafverfahren gegen mehrere Erwachsene, ist das Verfahren grundsätz-

lich über den Turnus (siehe 2.1) und seine Sonderregelung nach 2.3. f) zu verteilen. Der 
Richter oder sein geschäftsplanmäßiger Nachfolger, dem dieses Verfahren zugeordnet wird, 
ist auch für neu eingehende Verfahren gegen einen dieser Erwachsenen unter Anrechnung 
auf den Turnus zuständig, soweit sich das weitere Verfahren auch nur gegen Einzelne dieser 
Erwachsenen richtet und die Sache aus seinem Turnuskreis stammt. Ist ein zu registrierender 
Eingang mehreren Dezernaten des gleichen Turnuskreises aufgrund der Sonderzuständigkeit 
nach Ziff. 2.3 f) und Ziff. 2.3 g) gleichermaßen zuzuordnen, ist der Richter zuständig, dem in 
der historischen Abfolge das erste – noch nicht beendete - Verfahren mit dem Angeschuldig-
ten o.ä. zugeordnet wurde. Die Turnuskreise 4 und 5 sind dabei als ein Turnuskreis zu be-
handeln. Die Regelung findet keine Anwendung, wenn der Kreis der Angeklagten um weitere 
Erwachsene erweitert ist.  

g) Wird in einem Cs-Verfahren der Strafbefehlsantrag oder in einem Ds-/Ls-Verfahren die 
Anklage zurückgenommen und zu einem späteren Zeitpunkt - in derselben Verfahrensart - 
neu erhoben, so bleibt der bisherige Richter ohne Anrechnung auf den Turnus zuständig. 
Diese Zuständigkeit besteht auch bei einem Wechsel im Turnus, wobei in diesem Fall aller-
dings eine Anrechnung im Turnus zu erfolgen hat. Sollte dieser Richter oder sein Nachfolger 
für Strafsachen nicht mehr zuständig sein, werden diese Verfahren wie Neueingänge behan-
delt.  

h) Stellt sich heraus, dass ein Verfahren falsch eingetragen wurde (z.B. bei einem falschen 
Richter oder in einem falschen Turnus), oder wird ein Verfahren von einem anderen Richter 
übernommen oder ordnet ein Richter ein Verfahren einem anderen Turnuskreis zu (z.B. Vor-
lage an und Übernahme durch das Schöffengericht; Eröffnung durch das Schöffengericht vor 
den Strafrichter), erfolgt eine entsprechende interne Abgabe mit Turnusanrechnung. Die bis-
herige Eintragung wird hiervon nicht berührt.  

i) Wird eine Strafsache entgegen einer in der Geschäftsverteilung geregelten besonderen Zu-
ständigkeit zugeteilt, bleibt der Richter zuständig, wenn er in der Sache das Hauptverfahren 
eröffnet hat oder eine Verfahrenshandlung vorgenommen hat, die bei den besonderen Ver-
fahrensarten der Eröffnung entspricht.  

j) Ein nach § 462a StPO abgegebenes Bewährungsverfahren wird dem jeweiligen Turnuskreis 
der Hautsache zugeordnet und unter Anrechnung auf den Turnus nachfolgend verteilt. Für 
ein nach § 462a Abs. 2 Satz 2 StPO durch ein höheres Gericht abgegebenes Verfahren wird 
der Turnuskreis 1 zuständig 

Maßgeblich für eine Zuständigkeit aufgrund der Sonderzuständigkeiten nach Ziff. 2.3 sind 
die Eingänge ab dem 01.01.2022. Sie gelten ausdrücklich nicht für die zum 31.12.2021 noch 
anhängigen Verfahren. 

2.4. Im vorangegangenen Geschäftsjahr begonnene Turnusse werden in diesem Geschäfts-
jahr fortgeführt. Werden im Laufe des Geschäftsjahres Veränderungen des Turnus (z.B. 
Verlängerung, Verkürzung) vorgenommen, so gilt eine beschlossene Änderung zu einem 
bestimmten Zeitpunkt grundsätzlich erst mit dem vollständigen Abschluss des vorangegan-
genen Turnus. Das gilt nicht, wenn das Präsidium eine andere Anordnung im Änderungsbe-
schluss trifft. 
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II. Strafsachen - Dezernate 

Es werden folgende Dezernate bestimmt: 

Dez. Richter/in 1. Vertreter/in 2. Vertreter/in 

I. Richterin AG 
H. Schwarz 

Richter AG Wildenauer Richter AG M. Schwarz 

II. Richterin AG Bucke Richter AG Hauzel Richter AG a.w.a.R.  
Gollnick 

III.  Richterin AG Kalinsky Richterin Wiegand Richterin AG H. Schwarz 
 

IV. Richter AG  
M. Schwarz  

Richter  
Dr. Sachsenmaier 

Richterin Wiegand 

V. Direktor AG Boller Richter AG a.w.a.R. 
Gollnick 

Richter AG Berbig 

VI. Richterin AG Frye Richter AG Wildenauer Richter AG Hauzel 

VII. Richter AG Wildenauer  Richterin AG Frye Richterin AG Kalinsky 

IX. Richter AG Berbig  Richterin AG Kalinsky  Direktor AG Boller 

X. Richterin AG Sauerbier Direktor Boller Richterin AG H. Schwarz 

XI. Richter AG 
a.w.a.R.Gollnick 

Direktor AG Boller 

in Ls: Richterin AG Bucke 

in 71 Ds/Cs: Richter AG 
Hauzel 

Richterin AG Sauerbier 

in Ls: Richter AG Hauzel 

in 71 Ds/Cs: Richterin AG 

Bucke 

XIII. Richter AG Hauzel Richterin AG Bucke Richter AG a.w.a.R.  
Gollnick 

XV. Richter  
Dr. Sachsenmaier 

Richter AG M. Schwarz Richterin AG Bucke 

XVII  Richterin Wiegand Richterin AG Kalinsky Richter Dr. Sachsenmaier 

 
Die Vertretung in Ermittlungsrichtersachen wird gesondert unter h) geregelt. 

 

a) Strafsachen des Schöffengerichts (Ls), und entsprechende Verfahren nach dem 
StrEG, mit Ausnahme der Wirtschaftsstrafsachen gemäß § 74c GVG, und unter Ein-
schluss der Bewährungssachen und Amts- und Rechtshilfeersuchen sowie selbstständi-
gen Einziehungsverfahren: 

Dez. Richter/in Abteilung Turnuszahl 

II. Richterin AG Bucke 422 Ls 4   
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XIII. Richter AG Hauzel 423 Ls 3 und 
Vorsitzender des Schöffenwahlausschusses 

XI. Richter AG a.w.a.R. 
Gollnick 

421 Ls 1 

 

b) Strafsachen des erweiterten Schöffengerichts (Ls) und entsprechende Verfahren 
nach dem StrEG, unter Einschluss der Wirtschaftsstrafsachen gemäß § 74c GVG, und 
unter Einschluss der Bewährungssachen und Amts- und Rechtshilfeersuchen: 

Dez. Richter/in Abteilung Buchstaben 

XIII. Richter AG Hauzel 431 Ls 
701 Ls 
 
Vorsitzender 

1 
1 (Wirtschaftsstrafsachen) 

 Richter Dr. Sachsenmaier  2. Richter  

Vertreter des 2. Richters: Richterin Wiegand 

c) Wirtschaftsstrafsachen gemäß § 74 c GVG des Schöffengerichts (Ls) und entspre-
chende Verfahren nach dem StrEG, unter Einschluss der Bewährungssachen sowie 
Amts- und Rechtshilfeersuchen sowie selbstständigen Einziehungsverfahren: 

Dez. Richter/in Abteilung Turnuszahl 

XIII. Richter AG Hauzel 700 Ls 1  

 

d) Strafsachen des Strafrichters (Ds), auch beschleunigte Verfahren gemäß §§ 417 ff 
StPO, sowie entsprechende Verfahren nach dem StrEG mit Ausnahme der Wirtschafts-
strafsachen gemäß § 74c GVG, unter Einschluss der Bewährungssachen sowie Amts- 
und Rechtshilfeersuchen sowie selbstständigen Einziehungsverfahren: 

 

Dez. Richter/in Abteilung Turnuszahl 

I. Richterin AG H.Schwarz 42 Ds 0  

III.  Richterin AG Kalinsky 30 Ds 6 

IV. Richter AG M. Schwarz 47 Ds 10 

V. Direktor AG Boller 52 Ds 4 

VI. Richterin AG Frye 46 Ds 20  

VII. Richter AG Wildenauer 48 Ds 20 

IX. Richter AG Berbig  45 Ds 0 

X. Richterin AG Sauerbier 49 Ds 6 
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XI. Richter AG a.w.a.R. 
Gollnick 

56 Ds 4  

XV. Richter Dr. Sachsenmaier 57 Ds 16 

XVII  Richterin Wiegand 58 Ds 10 

 
 

e) Strafsachen des Strafrichters (Cs), mit Ausnahme der Wirtschaftsstrafsachen gemäß 
§ 74c GVG, unter Einschluss der Bewährungssachen sowie Amts- und Rechtshilfeersu-
chen:  

Dez. Richter/in Abteilung Turnuszahl 

I. Richterin AG H. Schwarz 42 Cs 0 

III.  Richterin AG Kalinsky 30 Cs 6 

IV. Richter AG M. Schwarz 47 Cs 10 

V. Direktor AG Boller 52 Cs 4 

VI. Richterin AG Frye 46 Cs 20  

VII. Richter AG Wildenauer 48 Cs 20 

IX. Richter AG Berbig  45 Cs 0 

X. Richterin AG Sauerbier 49 Cs 6 

XI. Richter AG a.w.a.R. 
Gollnick 

56 Cs 4 

XV. Richter Dr. Sachsenmaier 57 Cs 16 

XVII  Richterin Wiegand 58 Cs 10 

 
 

f) Wirtschaftsstrafsachen gemäß § 74 c GVG (Cs und Ds) sowie entsprechende Verfah-
ren nach dem StrEG einschließlich der beschleunigten Verfahren, unter Einschluss der 
Bewährungssachen sowie Amts- und Rechtshilfeersuchen sowie selbstständigen Einzie-
hungsverfahren:  

 

 

Dez. Richter/in Abteilung Turnuszahl 

XI. Richter AG a.w.a.R. 
Gollnick 

71 Cs und 71 Ds 1  

XIII. Richter AG Hauzel 70 Cs und 70 Ds 0 
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g) Privatklagesachen (Bs) soweit der Angeschuldigte mit einem der folgenden Buchsta-

ben beginnt: 

Dez. Richter/in Abteilung Turnuszahl 

IX. Richter AG Berbig 45 Bs 1 

 

h) Ermittlungsrichterangelegenheiten, Vorführungen und Haftsachen sowie Rechts- und 
Amtshilfeersuchen gegen Erwachsene, Jugendliche und Heranwachsende, Anträge     
nach dem PAG, soweit nicht in Abteilung 10 erfasst, Verfahren nach § 163 c StPO.      
Soweit sich die Verfahren gegen Jugendliche und Heranwachsende richten, wird der       
Ermittlungsrichter als Jugendrichter tätig. Zuständig sind:  
 

Dez. Richter/in Abteilung 1. Vertreter/in 2. und 3. Vertreter/in 

IX.  In den ungeraden  
Kalenderwochen: 
Richter AG Berbig  

45 Gs  
 

Richterin AG  
Kalinsky 

2. Vertreter: Richter AG  
M. Schwarz 

3. Vertreter Richter AG 
Wildenauer 

III. In den geraden  
Kalenderwochen: 
Richterin AG Kalinsky 

30 Gs 
 

Richter AG Berbig 2. Vertreter: Richter AG  
Wildenauer  

3. Vertreter: Richter AG M. 
Schwarz 

 

 

Abteilung 4 Strafsachen und Ordnungswidrigkeiten gegen Jugendliche und 
Heranwachsende 

I. Allgemeine Regelungen zur Geschäftsverteilung  

 
In Strafsachen und Ordnungswidrigkeiten gegen Jugendliche und Heranwachsende werden 
die Geschäfte nach Buchstaben verteilt. Es ist maßgebend: 

1. der erste Eigenname des Beschuldigten; dies gilt auch für den Betroffenen im Verfahren 
nach dem Ordnungswidrigkeitengesetz, 

2. wenn ein Beschuldigter nicht angegeben ist, der Name des Geschädigten oder Verletz-
ten, 

3. wenn weder ein Beschuldigter angegeben noch ein Geschädigter oder Verletzter bekannt 
ist, die Bezeichnung "unbekannt", 

4. in den Fällen der §§ 430 und 432 StPO der Name der Person, die nach § 431 Abs. 2 
StPO hinzuzuziehen ist, 
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5. bei mehreren Beschuldigten, Geschädigten und Verletzten sowie bei zuzuziehenden 
Personen der Name des Ältesten, bei gleichem Alter der Name des im Alphabet Voran-
stehenden. Dabei bleiben die Namen derjenigen Personen außer Betracht, die weder 
Jugendliche noch Heranwachsende sind. 

6. bei Bewährungs- und Vollstreckungssachen aus Urteilen von nicht mehr in der Abteilung 
tätigen Richtern, der Richter, der entsprechend der Regelung unter 1. - 5. für den ältesten 
Verurteilten zuständig ist. Diese Regelung gilt auch für von anderen Gerichten übernom-
mene Bewährungs- und Vollstreckungssachen. Abgaben durch ein Jugendschöffenge-
richt anderer Amtsgerichte und durch Landgerichte werden den Jugendschöffengerichten 
des Amtsgerichts Erfurt entsprechend der jeweiligen Buchstabenzuständigkeit zugewie-
sen. 

7. Die Entscheidung über zurückverwiesene Sachen i.S.d. §§ 210 III, 354 II StPO, 79 VI 
OWiG trifft der Vertreter des sachbearbeitenden Richters, dessen Entscheidung aufge-
hoben worden ist. 
 
 

II. Jugendstrafsachen – Dezernate 

1. Es werden folgende Dezernate bestimmt: 

 

Dez. Richter/in 1. Vertreter/in 2. Vertreter/in 

I. Richterin AG  
Sauerbier 

Richterin AG  
H. Schwarz 

Richterin AG Frye 

II. Richterin AG  
H. Schwarz 

Richterin AG  
Sauerbier 

Richter AG Hauzel 

Strafsachen des Jugendschöffengerichts (Ls jug), des Jugendrichters (Ds, Cs jug) ein-
schließlich der Jugendschutzsachen und Verfahren nach dem StrEG, beschleunigte Verfah-
ren und Bewährungssachen, Rechts- und Amtshilfeersuchen sowie selbstständigen Einzie-
hungsverfahren und Ordnungswidrigkeitenverfahren einschließlich daraus folgender Voll-
streckungshandlungen gegen Jugendliche und Heranwachsende, soweit der Name des An-
geschuldigten mit einem der folgenden Buchstaben beginnt:  
 

Dez. Richter/in Abteilung Buchstaben 

I. Richterin AG  
Sauerbier 

54 Ls-jug, 54 Ds-
jug, 54 Cs-jug, 
54 OWi-jug 

A, B, D, H, J, N, Q, R, U, V, W  
Vorsitzende des Jugendschöffen-
wahlausschusses 

II. Richterin AG  
H. Schwarz 

55 Ls-jug, 55 Ds-
jug, 55 Cs-jug, 
55 OWi-jug 

C, E - G, I, K, L, M, O, P,S, T, X – Z 
 

Die Verfahren des geschlossenen Dezernates III. werden dem Dezernat I. zugewiesen.  
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Abteilung 5  Ordnungswidrigkeitenverfahren einschließlich Erzwingungs-
haftverfahren gegen Erwachsene 

I. Allgemeine Regelungen zur Geschäftsverteilung in Ordnungswidrigkeiten-
verfahren 

 

Die Geschäfte werden nach Turnus verteilt. Für die Erzwingungshaftsachen werden geson-
derte Turnusse gebildet. Die in Abteilung 3 Ziffer I. getroffenen Regelungen gelten entspre-
chend, mit Ausnahme von Ziffer I. 2.3.e). 

Die Zuständigkeit richtet sich nach folgenden Turnuskreisen: 

Turnuskreis 8 = Ordnungswidrigkeiten (Abteilung 5, II. a) 

Turnuskreis 9 = Sonderordnungswidrigkeiten (Abteilung 5, II. b.) 

Turnuskreis 10 = Erzwingungshaftsachen Ordnungswidrigkeiten (Abteilung 5, II. a) 

Turnuskreis 11 = Erzwingungshaftsachen Sonderordnungswidrigkeiten (Abteilung 5, II. b.) 

 

Im vorangegangenen Geschäftsjahr begonnene Turnusse werden in diesem Geschäftsjahr 
fortgeführt. Werden im Laufe des Geschäftsjahres Veränderungen des Turnus (z.B. Verlän-
gerung, Verkürzung) vorgenommen, so gilt eine beschlossene Änderung zu einem bestimm-
ten Zeitpunkt grundsätzlich erst mit dem vollständigen Abschluss des vorangegangenen Tur-
nus. Das gilt nicht, wenn das Präsidium eine andere Anordnung im Änderungsbeschluss trifft. 

 

II. Ordnungswidrigkeitenverfahren - Dezernate 

a) Verkehrsordnungswidrigkeitenverfahren, Erzwingungshaftsachen, Amts- und 
Rechtshilfeersuchen und Verfahren nach dem StrEG  

 
Die Neueingänge eines Tages werden am nächsten Tag registriert. Eingänge eines Tages 
gelten als gleichzeitig eingegangen; sie werden in alphabethischer Reihenfolge entspre-
chend den Ausführungen in Abteilung 3, Ziff. 1 von der Eingangsstelle sortiert. 
 
Verfahren in Verkehrsordnungswidrigkeiten werden im Turnus entsprechend der nachfol-
genden Turnuszahl (Anzahl der zuzuteilenden Verfahren pro Turnus) verteilt. Der Turnus 
beginnt mit dem Dezernat I. 
 

Dez. Richter/in Abteilung Turnus-
zahl 

1. Vertretung 2. Vertretung 

I. Richter AG  
M. Schwarz 

62 OWi 3 
 

Richterin Wiegand Richterin AG Becker 

II. Richterin AG Becker 64 OWi 3 

 
Richterin Lindig Richterin Wiegand 

III.  Richterin Lindig  65 OWi 2 Richterin AG Becker Richter AG  
M. Schwarz 

IV. Richterin Wiegand 63 OWi 6 Richter AG  
M. Schwarz 

Richterin Lindig 
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b) Sonderordnungswidrigkeiten und Erzwingungshaftsachen sowie Amts- und 
Rechtshilfeersuchen  

 

Dez. Richter/in Abteilung Turnuszahl 1. Vertretung 2. Vertretung 

I. Richter AG  
M. Schwarz 

62 OWi 5 
 

Richterin Lindig Richterin AG Becker 

II. Richterin AG  
Becker 

64 OWi 4 

 
Richter AG  
M. Schwarz 

Richterin Lindig 

III.  Richterin Lindig 65 OWi 4 Richterin AG Becker Richter AG  
M. Schwarz 

 

Abteilung 6 Mobiliarzwangsvollstreckung 

Zwangsvollstreckungssachen einschließlich der Erinnerungen und entsprechend der Verfah-

ren nach dem Verwaltungsvollstreckungsgesetz und der Abgabenordnung. Zuständig ist:  

Dez. Richter/in 1. Vertreter/in 2. Vertreter/in 

I.  Richterin AG Ewald Richterin AG Napp-Keske Richterin Lindig 

Abteilung 7 Zwangsversteigerungs- und Zwangsverwaltungsverfahren 

Zwangsversteigerungs-, Zwangsverwaltungs- und Vergleichssachen. Zuständig ist: 

Dez. Richter/in 1. Vertreter/in 2. Vertreter/in 

I.  Richterin AG Ewald Richterin AG Napp-Keske Richterin Lindig 

 
Abteilung 8 Insolvenzverfahren 

Die neu eingehenden Insolvenzsachen werden wie folgt auf die einzelnen Dezernate verteilt: 

a) In der gemeinsamen Posteingangsstelle (Wachtmeisterei) werden die Anträge entspre-
chend der Thüringer Geschäftsordnung mit dem Eingangsstempel versehen. In der Re-
gistratur der Insolvenzabteilung (Eingangsstelle) werden die Anträge, die sich auf neu ein-
gehende Insolvenzsachen beziehen, nach Eingangsdatum sortiert und erfasst. Die Re-
gistratur der Eingänge eines ganzen Tages – mit Ausnahme der Eilverfahren entspre-
chend Lit. b) – erfolgt am nächsten Werktag. Eingänge eines Tages gelten als gleichzeitig 
eingegangen. Die Sortierung erfolgt in alphabetischer Reihenfolge der Familiennamen der 
Schuldner oder – bei Kaufleuten – der Firma des Schuldners. Sodann sind die Neuein-
gänge eines Tages in der Reihenfolge der Sortierung zu registrieren.  
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b) Eilverfahren sind durch die Wachtmeisterei sofort der Eingangsstelle vorzulegen. Sie 
werden sofort und vorrangig vor den Verfahren nach Lit a) erfasst und registriert. Findet 
zum Zeitpunkt des Eingangs einer Eilsache in der Eingangsstelle gerade die Registratur 
der Eingänge des Vortages statt, ist die Erfassung nach Abschluss des gerade erfassten 
Verfahrens zu unterbrechen und das Eilverfahren zu erfassen. Für gleichzeitig einge-
hende Eilverfahren gelten für die Sortierung die vorgenannten Ausführungen entspre-
chend. Als Eilverfahren gelten: Der Antrag enthält Anregungen zu Maßnahmen nach § 21 
InsO (Anordnung vorläufiger Maßnahmen), nach § 22 InsO (vorläufiger Insolvenzverwal-
ter) oder § 89 InsO (vorläufige Vollstreckungsverbote).  

c) In der Eingangsstelle ist für jeden Neueingang durch Abgleich mit dem elektronisch ab 
dem 01.01.2010 gespeicherten Datenbestand zu prüfen, ob beim Amtsgericht Erfurt be-
reits ein Verfahren, das dieselbe Person bzw. dieselbe Firma betrifft anhängig ist oder 
gewesen ist. Ist danach bereits eine Insolvenzsache anhängig oder anhängig gewesen 
oder ein Vorgespräch nach § 10a Abs. 1 Insolvenzordnung geführt worden, so werden 
sämtliche folgende Verfahren, die denselben Schuldner betreffen, in diesem Dezernat zu-
geteilt (Sonderzuständigkeit). Weist das Namensverzeichnis mehrere frühere Verfahren 
aus, so ist das Dezernat zuständig, in der nach dem 01.01.2010 die jüngste Sache an-
hängig ist oder war, zuständig. 

d) Wird die Geschäftsverteilung nachträglich geändert, so erfasst die Neuregelung nur neu 
eingehende Verfahren; anhängige Verfahren werden durch die Neuregelung nicht be-
rührt, es sei denn, das Präsidium bestimmt ausdrücklich eine Änderung der Zuständigkeit 
für die anhängigen Verfahren. 

Die Zuständigkeit in Insolvenzsachen und Verbraucherinsolvenzsachen - IE, IN, IK - richtet 
sich nach der Endziffer bzw. den Endziffern der laufenden Nummer des Aktenzeichens und 
wird unter Einschluss der Vertretungsregelung wie folgt geregelt: 

 

 Abteilung 9 Betreuungs- und Unterbringungssachen nach § 312 Nr. 1 - 3  
FamFG 

I. Dezernate 

Betreuungs- und Unterbringungssachen nach § 312 Nr. 1 – 3 FamFG sowie entsprechende 
Rechtshilfesachen gem. Turnus (siehe II.2.): 

 

Dez. Richter/in 1.Vertreter/in 2.Vertreter/in 

1 XVII Richter AG 
Daubitz 

Richter AG Berbig  Richterin AG  
Kümmel-Schwarz 

Dez. Richter/in Endziffer 1. Vertreter/in 2. Vertreter/in 

 I. 171 Richterin AG  
von Hagen 

0, 1, 5, 6 
und 9 

Richterin AG 
Kümmel-Schwarz 

Richterin AG  
von Hirschheydt 

IV. 177 Richterin AG  
Kümmel-Schwarz 

2, 3, 4, 7 
und 8  

Richterin AG  
von Hagen 

Richter AG  
von Schmettau 
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2 XVII Richterin AG 
Kümmel-Schwarz 

 

Richterin AG  
Berndt-Friedrich 

Richterin AG Niedhammer 

  

3 XVII Richterin AG  
Berndt-Friedrich 

Richterin AG  
Kümmel-Schwarz 

Richter AG Daubitz  

4 XVII Richterin AG  
Tarantik  

Richterin AG Niedhammer Richter AG Berbig 

5 XVII Richterin AG 
Niedhammer 

Verfahren mit gerader End-
ziffer: Richterin AG Becker 

Verfahren mit ungerader 
Endziffer: Richterin AG Ta-
rantik 

Verfahren mit gerader Endzif-
fer: Richterin AG Tarantik 

Verfahren mit ungerader End-
ziffer: Richterin AG Becker 

6 XVII Richterin AG  
Becker 

Richter AG Niedhammer Richterin AG 
Berndt-Friedrich 

7 XVII Richter AG Berbig Richtern AG Daubitz Richterin AG Niedhammer 

 

II. Allgemeine Regelungen zur Geschäftsverteilung in Betreuungs- und Unter-
bringungssachen nach § 312 Nr. 1 – 3 FamFG 

1.  Verfahren nach Eingang 

Die neu eingehenden Betreuungs- und Unterbringungssachen nach § 312 Nr. 1 – 3 
FamFG werden wie folgt behandelt: 

a) In der gemeinsamen Posteingangsstelle (Wachtmeisterei) werden die Anträge 
entsprechend der Thüringer Geschäftsordnung mit dem Eingangsstempel verse-
hen. In der Registratur der Betreuungsabteilung (Eingangsstelle) werden die An-
träge, die sich auf neu eingehende Betreuungssachen beziehen, nach Eingangs-
datum sortiert und erfasst. Die Registratur der Eingänge eines ganzen Tages – 
mit Ausnahme der Eilverfahren entsprechend Lit. b) – erfolgt am nächsten Werk-
tag. Eingänge eines Tages gelten als gleichzeitig eingegangen. Die Sortierung 
erfolgt in alphabetischer Reihenfolge der Familiennamen des Betroffenen. So-
dann sind die Neueingänge eines Tages in der Reihenfolge der Sortierung zu re-
gistrieren. 

b) Eilverfahren sind durch die Wachtmeisterei sofort der Eingangsstelle vorzulegen. 
Sie werden sofort und vorrangig vor den Verfahren nach Lit a) erfasst und regis-
triert. Findet zum Zeitpunkt des Eingangs einer Eilsache in der Eingangsstelle ge-
rade die Registratur der Eingänge des Vortages statt, ist die Erfassung nach Ab-
schluss des gerade erfassten Verfahrens zu unterbrechen und das Eilverfahren 
zu erfassen. Für gleichzeitig eingehende Eilverfahren gelten für die Sortierung die 
vorgenannten Ausführungen entsprechend. Als Eilverfahren gelten: Anträge und 
Anregungen auf Bestellung eines vorläufigen Betreuers sowie eigenständige An-
träge auf Genehmigung einer Unterbringung, freiheitsentziehenden Maßnahme 
oder Zwangsbehandlung (zum Beispiel aufgrund einer Vorsorgevollmacht) außer-
halb bereits anhängige Verfahren. 

c) In der Eingangsstelle ist für jeden Neueingang durch Abgleich mit dem elektro-
nisch gespeicherten Datenbestand zu prüfen, ob beim Amtsgericht Erfurt bereits 



 

 

23 

ein Verfahren geführt wird, das den Ehegatten des Betroffenen betrifft. Ist da-
nach bereits eine Betreuungssache in Bezug auf einen Ehegatten anhängig, so 
wird auch das neu eingegangene Verfahren unter Anrechnung auf den Turnus 
dem Dezernat zugeteilt, in dem das bereits anhängige – den Ehegatten betref-
fende – Verfahren anhängig ist (Sonderzuständigkeit).  

d) Werden auf der Grundlage einer Vorsorgevollmacht verschiedene selbständige 
Anträge gestellt (z.B. Antrag auf Genehmigung der Unterbringung, Antrag auf Ge-
nehmigung der Zwangsbehandlung, Antrag auf Genehmigung freiheitsentziehen-
der Maßnahmen), so werden diese Verfahren unter Anrechnung auf den Turnus 
dem Dezernat zugeteilt, in dem bereits ein Verfahren auf der Grundlage der Vor-
sorgevollmacht für den Betroffenen anhängig ist (Sonderzuständigkeit). 

e) Alle übrigen Betreuungssachen werden entsprechend des nachfolgenden Turnus 
einzeln nacheinander auf die Dezernate verteilt. 

f) Wird die Geschäftsverteilung nachträglich geändert, so erfasst die Neuregelung 
nur neu eingehende Verfahren; anhängige Verfahren werden durch die Neurege-
lung nicht berührt, es sei denn, das Präsidium bestimmt ausdrücklich eine Ände-
rung der Zuständigkeit für die anhängigen Verfahren.“ 

2. Zuteilungsverfahren und Turnus 

Die Eingangsstelle führt je eine elektronische Tabelle innerhalb der Fachanwendung, die die 
nachfolgend gebildeten Turnusse in Betreuungssachen abbildet. Für die Rechtshilfesachen 
in Betreuungssachen wird ein gleichlautender und eigenständiger Turnus gebildet.  

Ein Turnus besteht aus insgesamt 20 Zuteilungen mit jeweils maximal 20 Eingängen und 
beginnt dann jeweils wieder von vorn. Die Eingänge verteilen sich wie folgt:  

 

Dezernat/ 
Richter/in 

1 XVII 
RAG 
Daubitz 

2 XVII 
RinAG  
Kümmel-
Schwarz 

3 XVII 
RinAG  
Berndt-
Friedrich 

4 XVII 
Rin AG 
Tarantik 
 

5 XVII 
RinAG 
Niedhammer 

6 XVII  
Rin AG 
Becker 

7 XVII 
RAG 
Berbig 

AKA in der 
Betreuungs- 
abteilung 

0,4 0,6 0,7 0,4 1,0 0,55 0,15 

Verfahrens-
eingänge 
pro Turnus 

8 12 14 8 20 11 3 

1. Zuteilung 1 1 1 1 1 1 1 

2. Zuteilung   1  1 1  

3. Zuteilung 1 1 1 1 1 1  

4. Zuteilung     1   

5. Zuteilung 1 1 1 1 1 1  

6. Zuteilung   1  1   

7. Zuteilung 1 1 1 1 1 1 1 

8. Zuteilung     1   

9. Zuteilung  1 1  1 1  

10.Zuteilung  1 1  1   

11.Zuteilung 1 1 1 1 1 1  

12.Zuteilung     1   

13.Zuteilung 1 1 1 1 1 1  

14.Zuteilung   1  1  1 

15.Zuteilung 1 1 1 1 1 1  

16.Zuteilung     1   

17.Zuteilung 1 1 1 1 1 1  
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Dezernat/ 
Richter/in 

1 XVII 
RAG 
Daubitz 

2 XVII 
RinAG  
Kümmel-
Schwarz 

3 XVII 
RinAG  
Berndt-
Friedrich 

4 XVII 
Rin AG 
Tarantik 
 

5 XVII 
RinAG 
Niedhammer 

6 XVII  
Rin AG 
Becker 

7 XVII 
RAG 
Berbig 

18.Zuteilung     1   

19.Zuteilung  1 1  1 1  

20.Zuteilung  1   1   

Dezernat 6 XVII übernimmt aus Dezernat 7 XVII die Verfahren mit der Endziffer 5. 

Abteilung 10 Unterbringungssachen nach § 312 Nr. 4 FamFG und Freiheitsent-
ziehungssachen aufgrund Bundes- und Landesgesetzen (öffent-
lich-rechtliche Unterbringungen)  

I. Dezernat  

Unterbringungssachen gem. § 312 Nr. 4 FamFG und Freiheitsentziehungssachen (ein-
schließlich Fixierungen) aufgrund Bundesgesetzen, soweit unter II nicht anderweitig gere-
gelt. Zuständig ist: 

Dez. Richter/in 

I. 
Az: XIV 

Richter AG Ber-
big 

 

Die Vertretung wird wie folgt geregelt: 

Kalenderwochen 1. Vertreter/in 2. Vertreter/in 

1,7,13,19,25,31,37,43,49 Richterin AG Becker  Richterin AG Niedhammer  

2,8,14,20,26,32,38,44,50 Richterin AG Berndt-Friedrich  Richter AG Daubitz  

3,9,15,21,27,33,39,45,51 Richterin AG Niedhammer  Richterin AG Kümmel-Schwarz  

4,10,16,22,28,34,40,46,52 Richter AG Daubitz  Richterin AG Tarantik  

5,11,17,23,29,35,41,47 Richterin AG Kümmel-Schwarz  Richterin AG Becker  

6,12,18,24,30,36,42, 48 Richterin AG Tarantik  Richterin AG Berndt-Friedrich  

 

Ist der genannte 2. Vertreter in der betreffenden Kalenderwoche verhindert, bestimmt sich 
der nächste Vertreter in der nummerischen Reihenfolge der nächsten Kalenderwochen, be-
ginnend mit der Zuständigkeit für die nächste Kalenderwoche.  
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II. Dezernat 

Freiheitsentziehungssachen einschließlich Fixierungen nach Landesgesetzen (ohne Fixie-
rungen nach dem ThürPsychKG) sowie Auslieferungs- und Abschiebehaftsachen gegen Er-
wachsene, Jugendliche und Heranwachsende. Zuständig ist. 

 

Dez. Richter/in 1. Vertreter/in 2. und 3. Vertreter/in 

II. a) 132 In den ungeraden  
Kalenderwochen: 
Richter AG Berbig  

Richterin AG Kalinsky 2. Vertreter: Richter AG  
M. Schwarz  

3. Vertreter Richter AG Wilde-
nauer 

II. b) 132 In den geraden  
Kalenderwochen: 
Richterin AG Kalinsky 

Richter AG Berbig 2. Vertreter: Richter AG  
Wildenauer  

3. Vertreter: Richter AG M. 
Schwarz 

Abteilung 11  Nachlass- und Teilungssachen  

Nachlass- und Teilungssachen. Zuständig sind:  

Dez. Richter/in Zuständig für  1. Vertreter/in 2. Vertreter/in 

I.  Richterin AG von 

Hirschheydt 

ungerade Endziffer Richter Dr. Sach-

senmaier 

Richterin AG Marx 

II.  Richter Dr. Sach-

senmaier 

gerade Endziffer Richterin AG  

von Hirschheydt 

Richterin AG Marx 

Abteilung 12 Personenstandssachen unter Einschluss der Verfahren nach  
dem Transsexuellengesetz 

Personenstandssachen unter Einschluss der Verfahren nach dem Transsexuellengesetz. 
Zuständig ist:  
 

Dez. Richter/in 1. Vertreter/in 2. Vertreter/in 

I.  Richterin AG Dr. Schöne Richter AG a.d.st.V.e.Dir. 
von Schmettau  

Richterin AG Napp-Keske 



 

 

26 

Abteilung 13 Sonstige Angelegenheiten nach dem Gesetz über das Verfah-
ren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilli-
gen Gerichtsbarkeit sowie sonstige Angelegenheiten 

I.  Beurkundungen, 

II.  Güterrechtsregistersachen, 

III. Angelegenheiten nach dem Beratungshilfegesetz, 

IV. Mahnsachen 

V.  Sonstige Angelegenheiten nach dem Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und 
in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit.  

VI. Sonstige bürgerlich-rechtlichen Angelegenheiten, insbesondere die Bewilligung der öf-
fentlichen Zustellung von Willenserklärungen, die Kraftloserklärung von Vollmachten,  die 
Abnahme von Eiden oder eidesstattlichen Versicherungen außerhalb eines anhängigen 
Verfahrens, die im Bürgerlichen Gesetzbuch, im Gesetz über das Verfahren in Familien-
sachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, im Handelsgesetz-
buch, in den Gesetzen über die Binnenschifffahrt und die Flößerei, im Genossenschafts-
gesetz und im Gesetz betreffend Gesellschaften mit beschränkter Haftung den  Gerichten 
zugewiesenen Handlungen und Entscheidungen, soweit nicht den Abteilungen 2, 3, und 
11 zugewiesen. 

Zuständig ist: 

 

Dez. Richter/in 1. Vertreter/in 2. Vertreter/in 

I.  Richterin AG Marx Richter Dr. Köhler Richter AG Baumann 

Abteilung 14 Landwirtschaftssachen 

Landwirtschaftssachen, landwirtschaftliche Genehmigungsverfahren, Höfesachen, Land-
pachtsachen einschließlich des Altbestandes dieser Verfahren, Anträge nach § 10 RSied-
lungsG, Geschäfte nach § 1 Nr. 4 LwVG und Zuweisungsverfahren. Zuständig ist:  

Dez. Richter/in 1. Vertreter/in 2. Vertreter/in 

I.  Richterin AG Napp-Keske Richterin AG Ewald Richter Dr. Köhler 

Auffangzuständigkeit 

Alle in den Abteilungen 1 - 14 nicht geregelten Angelegenheiten. Zuständig ist: 

Dez. Richter/in 1. Vertreter/in 2. Vertreter/in 

I.  Richterin AG Niedhammer  Richter AG a.d.st.V.e.D. 
von Schmettau 

Richter AG Hauzel 
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Allgemeine Regelungen 
 

Die Regelungen des Geschäftsverteilungsplans wurden zur leichteren Lesbarkeit nur in der 
Form eines Geschlechts dargestellt. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in 
weiblicher und männlicher Form. 

 
I. Vertreterregelung 

Die Vertretung erfolgt durch eine kleine und große Vertretungsregelung: 

1. Innerhalb einer Abteilung werden die Dezernenten von den im Geschäftsverteilungsplan 
aufgeführten Richtern vertreten. Ist keiner dieser Vertreter erreichbar, vertreten sich die 
Dezernenten in numerischer Reihenfolge, beginnend nach dem zu vertretenden Dezernat. 
 

2. Sollten alle Dezernenten einer Abteilung verhindert sein, vertreten die Dezernenten der 
nächsten Abteilung in ihrer numerischen Reihenfolge die verhinderten oder abwesenden 
Richter der vorhergehenden Abteilung. 

 
Ist eine Richterin bzw. ein Richter länger als 6 Wochen erkrankt, ist die geschäftsplanmä-
ßige Vertretung neu zu regeln. 
 
 

II. Befangenheitsanträge und Ausschluss 

In allen Abteilungen des Amtsgerichts entscheidet der Zweitvertreter über Befangenheitsan-
träge. Sollte der zuständige Richter (Zweitvertreter) verhindert sein, ist der in numerischer 
Reihenfolge des Geschäftsverteilungsplans dem Zweitvertreter nachfolgende Dezernent zu-
ständig, ausgenommen ist der Erstvertreter des abgelehnten Richters. Für die weitere Vertre-
tung gilt I. 1. Satz 2 und I. 2. entsprechend. 

Bei Turnusverfahren: Bei einem Ausschluss eines Richters oder bei einer begründeten Rich-
terablehnung geht das Verfahren unter Anrechnung auf den Turnus (entsprechend der Rege-
lung zu Abteilung 3 Ziff. I.2.3.b) in das Dezernat des Erstvertreters über. Ist der danach zu-
ständige Dezernent ausgeschlossen oder wird er für befangen erklärt, wechselt das Verfahren 
in das Dezernat seines Erstvertreters, in den Fällen einer gegenseitigen Vertretung in das 
Dezernat seines Zweitvertreters.  
 
 

III. Nachträgliche Abgabe 

1. Der Dezernent einer Abteilung, dem entsprechend des Geschäftsverteilungsplans ein Ver-
fahren zugeordnet wurde, bleibt grundsätzlich damit weiter befasst. Ausnahmen hiervon 
sind im Geschäftsverteilungsplan bzw. im Beschluss über die Änderung des Geschäftsver-
teilungsplans besonders zu regeln. 

In Jugendsachen sind Bewährungssachen stets an die Buchstabenzuständigkeit des 
Hauptsachverfahrens (Stichtag ist der 01.04.2020) geknüpft und sind stets abzugeben; es 
sei denn, es wird eine Ausnahmeregelung durch das Präsidium getroffen.  

Die Sache ist aber stets – es sei denn es wurde eine abweichende Regelung im Geschäfts-
verteilungsplan ausdrücklich getroffen - dann abzugeben, 

a) wenn der Dezernent aus der Abteilung ausscheidet oder die Abteilung Geschäfte der in 
Frage kommenden Art nicht mehr zu bearbeiten hat, 

b) wenn für die vorliegende Sache eine Sonderabteilung zuständig ist.“ 
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c) wenn eine Jugendsache noch nicht eröffnet ist und soweit noch kein Termin zur 
Hauptverhandlung anberaumt ist oder war.“ 

 

2. Jede Sache, die für eine Abgabe an einen Dezernenten innerhalb der Abteilung oder an 
eine andere Abteilung in Frage kommen kann, ist vor ihrer Abgabe daraufhin zu überprü-
fen, ob in der Sache selbst dringende Maßnahmen erforderlich sind, die keinen Aufschub 
dulden. Derartige Maßnahmen sind stets vor der Abgabe von zu erledigen.  

 

IV. Zuständigkeitsstreitigkeiten 

1. Streitigkeiten darüber, welcher Abteilung oder welchem Richter geschäftsplanmäßig die 
Bearbeitung einer Sache obliegt, entscheidet das Präsidium. 

2. Durch Zuständigkeitsstreitigkeiten darf in keinem Fall die sachliche Bearbeitung verzögert 
werden; insbesondere ist die Aufhebung, Verlegung oder Vertagung von Terminen aus 
Gründen der Zuständigkeit nach der Geschäftsverteilung zu vermeiden. 

 
 

V. Zuständigkeit bei Zurückverweisungen 

Im Falle der Zurückverweisung eines Verfahrens durch das Berufungs-, Beschwerde- oder 
Revisionsgericht an eine andere Abteilung ist der Vertreter des erkennenden Richters zustän-
dig. 

 

 
Erfurt, den 31.01.2024 
 
 
 
Das Präsidium: 
 
 
 
Richterin AG Napp-Keske  Richterin AG Bucke       Richter AG Hauzel 
          
 
 
   
Richterin AG Kalinsky Richter AG Berbig       Richterin AG Tarantik 
         
 
 
 
 
Boller 
Direktor AG 


